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Risiko Altersarmut – Aktuelle Aufgabe für 
die Politik
Die Bundesregierung schreibt in ihrer aktuellen Antwort (DS 17/14774) auf eine Kleine Anfra-
ge von Bündnis 90/Die Grünen, dass Altersarmut heute kein verbreitetes Phänomen sei. Ob es 
aber künftig zu einem Anstieg von Bedürftigkeit im Alter komme, hänge entscheidend von der 
langfristigen Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung sowie dem Vorsorgeverhalten der 
Menschen ab, betont die Regierung. Aus diesem aktuellen Anlass empfiehlt das Deutsche Insti-
tut für Menschenrechte der Politik, in der neuen Legislaturperiode einen menschenrechtlichen 
Ansatz zu entwickeln, um wirksam gegen Altersarmut vorzugehen. Dazu sollten Strategien zur 
Vermeidung und Bekämpfung von Altersarmut jetzt angegangen werden, um die vollständige 
Ausübung von Menschenrechten Älterer in der Zukunft sicherzustellen.

www.institut-fuer-menschenrechte.de

1. 	Ausgangslage1

In den Diskussionen um derzeitige oder zukünftige 
Altersarmut in Deutschland steht überwiegend die 
reine Einkommensarmut Älterer im Fokus. Unter Al-
tersarmut wird dabei in den Industriestaaten die re-
lative Armut älterer Menschen verstanden. Wird von 
absoluter Armut gesprochen, geht es um die Gefähr-
dung der physischen Existenz in Folge eines Mangels 
an bestimmten Grundbedarfsgütern (beispielsweise 
Nahrung, Kleidung oder Wohnung). Die relative Ar-
mut wird als Zurückbleiben hinter regionalen oder 
ähnlichen Lebensstandards definiert.2 Sie wird typi-
scherweise als Prozentsatz eines mittleren normierten 
Wohlfahrtsniveau festgelegt. Als Wohlstandsindika-
tor dient in Armutsanalysen meist das Haushaltsein-
kommen.

Dass in den Altersarmutsdiskussionen die soziale 
Teilhabedimension vernachlässigt wird, verwundert, 
da das Bundesverfassungsgericht im sogenannten 
Hartz IV-Urteil ausdrücklich festgelegt hat, dass zum 
Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzmi-
nimum neben der Sicherung der physischen Exis-
tenz auch die Ermöglichung der Teilhabe in sozialen 
Bezügen gehört.3 Dies deckt sich mit den internati-
onalen menschenrechtlichen Vorgaben, an die sich 
Deutschland gebunden hat, insbesondere mit dem 
UN-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Rechte. In der vergangenen Legislaturperiode ist Al-
tersarmut im Zusammenhang mit den Diskussionen 
um eine Erweiterung der sozialen Absicherung Älterer 
durch Zuschuss-, Solidar- oder Bonusrente4 verstärkt 
öffentlich thematisiert worden.5 Die von Regierung 
und Opposition vorgestellten Konzepte zielten auf 
die Altersarmutsbekämpfung und –prävention ab und 
befassen sich ausschließlich mit den finanziellen As-
pekten der Absicherung. Den meisten nationalen De-
batten ist ein menschenrechtlicher Ansatz nicht zu 
entnehmen. Zwar hatte die Bundesregierung sich im 
3. Armuts- und Reichtumsbericht erklärtermaßen 
am Ansatz der Teilhabe und Verwirklichungschan-
cen („capability approach“),  entwickelt von Amartya 
Sen6, orientiert. Dies wurde im neuen 4. Armuts- und 
Reichtumsbericht7 jedoch zurückgefahren,8 da das 
zuständige Ministerium Erfolg und Misserfolg der 
vorgeschlagenen Maßnahmen anhand der erhobenen 
Daten nicht wirklich nachvollziehen und somit nicht 
messen konnte. So werden im aktuellen Armuts- und 
Reichtumsbericht unter anderem viele Ursachen, wa-
rum Menschen nicht teilhaben können oder wollen, 
nicht benannt.9 

Die Mehrheit der wissenschaftlichen Studien kommt 
zu dem Ergebnis, dass Altersarmut in Deutschland 
existiert, derzeit aber kein sozialpolitisch brisan-
tes Thema ist.10 Im Kontext des zweiten Armuts- 
und Reichtumsberichts der Bundesregierung zeigten 
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Hauser/Becker (2004)11 auf, dass auf der Grundlage 
der Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) 
zwischen 1998 und 2003 in der Gruppe der über 
65-Jährigen die gruppeninterne Armutsquote wie-
der gesunken war: von 13,3 Prozent auf 11,4 Prozent 
(neue OECD-Skala). Mittels des Sozioökonomischen 
Panels (SOEP) ergaben sich bei dieser Personengruppe 
zwischen 1998 und 2003 Reduktionen in der grup-
peninternen Armutsquote von 12,8 Prozent auf 12,6 
Prozent (neue OECD-Skala).

Im Jahre 2002 haben Grabka/Kraus (2005)12 an-
hand des SOEP festgehalten, dass die gruppenspe-
zifische Armutsquote der 65-Jährigen und Älteren 
mit 12,7 Prozent markant unterhalb der allgemeinen 
Armutsquote von 15,5 Prozent lag. Auch die durch-
schnittliche Armutslücke (das heißt der durchschnitt-
liche Einkommensabstand der Armenpopulation zur 
60-Prozent-Armutsgrenze) war für die 65-Jährigen 
und Älteren (mit 23,1 Prozent) unterdurchschnittlich 
hoch (bei einer allgemeinen durchschnittlichen Ar-
mutslücke in Höhe von 28,6 Prozent).13

Die vorstehenden Befunde wurden in weiteren Studi-
en auf Basis der EVS 1998 und der EVS 2003 sowie 
der SOEP-Wellen 1998 bis 2003 auch für die Gruppe 
der 65-Jährigen und Älteren in Deutschland bestä-
tigt, und zwar sowohl bei Verwendung der alten als 
auch der neuen OECD-Äquivalenzskala. Es ergab sich 
jeweils eine unterproportionale Armutsbetroffenheit 
der 65-Jährigen und Älteren.14

Die Aussagen zum Ausmaß der heute gemessenen 
Altersarmut unterscheiden sich aufgrund ihrer in-
haltlichen und methodischen Erfassung. Deutlich  
komplizierter ist die Abschätzung künftiger Alters-
armut, weil hierbei eine Fülle von Annahmen über 
Entwicklungstendenzen notwendig ist. Modellrech-
nungen und Projektionen zur Entwicklung der künf-
tigen Altersarmutsrisiken müssen unter anderem 
Annahmen über die Entwicklung der künftigen Lohn-
quote, der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwick-
lung mit den entsprechenden Auswirkungen auf das 
spezifische Erwerbsverhalten der Älteren berücksich-
tigen. Hierzu kommen die Entwicklung der allgemei-
nen Einkommens- und Preisentwicklung im Verhältnis 
zur Entwicklung der Alterseinkommen sowie der Um-
fang des Sparverhaltens der Bevölkerung und die Ver-
breitung privater Altersvorsorgeprodukte. Ebenso 
müssen Tendenzen der individuellen Lebenssituation 

im Alter (Scheidung, Tod des Partners und ähnliches) 
und die Entwicklung des Rentenzugangs berücksich-
tigt werden.15

All diese Faktoren sind nur schwer zu prognosti-
zieren.16 Hinzu kommt, dass sich aktuell ein leichter 
Trend in Richtung einer (Wieder-)Zunahme der Al-
tersarmut in Deutschland abzeichnet, beispielsweise 
für die Gruppe der Rentnerhaushalte.17 Die Befunde 
neuerer Studien18 deuten darauf hin, dass das Prob-
lem niedriger Gesamteinkommen (beziehungsweise 
relativ niedriger Renten in der gesetzlichen Renten-
versicherung) im Alter in mittlerer bis längerfristiger 
Sicht wieder drängend werden könnte, zumal ergän-
zende empirische Ergebnisse zeigen, dass die private 
Vermögensbildung die vorausgesagte wachsende re-
lative (Alters-)Einkommensarmut in Deutschland vor-
aussichtlich nicht nachhaltig vermeiden kann.19 Sollte 
die Entwicklung wie bisher weitergehen – das heißt, 
wenig im präventiven Bereichen wie Bildung und Ar-
beitsmarkt anzusetzen – kann Altersarmut in naher 
Zukunft  ein drängendes sozialpolitisches Thema wer-
den.

In den politischen Diskursen ist derweil eine große 
Diversität der Ideen und Vorstellungen festzustellen. 
Alle Parteien haben eigene Konzepte entwickelt, die 
hauptsächlich die materielle Existenzsicherung der 
einzelnen Gruppen mit hohen Armutsrisiken im Fo-
kus haben. Ein Beispiel ist das Konzept der Bundes-
regierung zur Lebensleistungsrente20, demzufolge 
langjährige Versicherte zusätzliche bedarfsgeprüfte 
Rentenleistungen erhalten sollen. Die SPD hat unter 
dem Stichwort „Arbeit muss sich lohnen“ die Schaf-
fung der Solidarrente21 für alle Personen mit 40 oder 
50 Versicherungsjahren entwickelt. Die Solidarrente 
liegt knapp über der Grundsicherung und soll aus zu-
sätzlichen Steuermitteln finanziert werden. Die uni-
verselle Bürgerversicherung wurde von Bündnis 90/
Die Grünen22 als umfassendes Konzept gegen Alters-
armut entwickelt. Es besteht aus mehreren Reformen 
und Entwicklungsschritten.

Die zivilgesellschaftlichen Organisationen wie bei-
spielsweise Caritas, Diakonie Deutschland oder der 
Sozialverband Deutschlands (VdK) üben rege Kritik an 
den Vorschlägen der Parteien und bringen ebenfalls 
eigene Vorschläge zu Altersarmutsbekämpfung ein, in 
denen auch von geringen Teilhabechancen neben der 
reinen Einkommensarmut die Rede ist.
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2. 	Altersarmut – welche Gruppe 
wird umfasst?

In den meisten Studien und Konzepten zu Altersar-
mut wird bisher eine Altersgrenze zu Grunde gelegt, 
die mit dem Renteneintrittsalter gleichgesetzt wird. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass Altersarmut erst 
nach dem Erwerbsleben auftritt. Das Altersarmutsri-
siko kann aber auch schon vor Erreichung des Ren-
teneintrittsalters vorliegen, da viele Ältere bei Verlust 
eines Arbeitsplatzes geringe Chancen auf den Wie-
dereinstieg in die Arbeitswelt haben. Das Ausscheiden 
aus dem Arbeitsmarkt führt bei vielen zu sozialem 
Rückzug und kann ohne Gegensteuerung zu sozialer 
Ausgrenzung führen. Ebenso müssen die Aspekte der 
Teilhabe am gesellschaftlichen und sozialen Leben be-
rücksichtigt werden. Dazu bedarf es der Umsetzung 
des Konzepts einer inklusiven Gesellschaft, die der 
gesellschaftlichen Exklusion der armen Älteren ent-
gegenwirkt.

Sich von Armut aus eigener Kraft zu befreien, ist für 
ältere Menschen schwieriger als für jüngere. Dies be-
ruht darauf, dass für die Gruppe der Älteren einge-
schränkte Möglichkeiten zur Verfügung stehen, die 
eigene materielle Lage zu verbessern.23 

3. 	Armut und Menschenrechte: 
untrennbar miteinander  
verbundene Themen

Armut und Menschenrechte sind als Themen eng ver-
schränkt. Von Armut betroffene Personen sind einem 
hohen Risiko ausgesetzt, dass ihre Rechte aufgrund 
ihrer marginalisierten Stellung in der Gesellschaft 
verletzt werden. Andererseits resultiert aus Men-
schenrechtsverletzungen wiederum oft die Armut ei-
nes Individuums. 

Die Ausgestaltungen des menschenrechtlichen Ar-
mutsbegriffes wurden anhand des Ansatzes von 
Amartya Sen24 und durch die Sonderberichterstatter 
zu Extremer Armut25 aufgrund vieler Konsultationen 
und Überarbeitungen im Rahmen des Mandates wei-
terentwickelt.26 

4. 	Menschenrechtlicher Ansatz

Ein menschenrechtlicher Ansatz zur Bekämpfung 
von Armut in Deutschland orientiert sich an den in 
Deutschland geltenden menschenrechtlichen Nor-
men. Ein rechtsbasiertes Konzept erfordert, dass die 
gültigen menschenrechtlichen Normen und Prinzipi-
en des internationalen Menschenrechtsystems zum 
obersten Ziel aller Strategien und Programme in Be-
zug auf die Armutsbekämpfung gemacht werden und 
sie als Richtschnur bei der Umsetzung dienen.

4.1 	 Universalität der Rechte
Die in den internationalen Menschenrechtsverträgen 
verbrieften Rechte gelten für alle Menschen – auch 
für ältere Menschen in Armut. Dies ist der Kern der 
Universalität der Menschenrechte, deren Grundla-
ge die Menschenwürde bildet. Bereits Artikel 1 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
betont deshalb: „Alle Menschen sind frei und gleich 
an Würde und Rechten geboren.“ Daraus ergibt sich 
auch, dass man sich Menschenrechte nicht verdie-
nen muss, sie werden unabhängig von der individu-
ellen Leistungsfähigkeit jeder Person von Geburt an 
zugesprochen. Alle Menschen, ältere Obdachlose oder 
von täglicher Pflege abhängige ältere Menschen ein-
geschlossen, haben dieselbe Würde und dieselben 
Grund- und Menschenrechte.

Dennoch kommen ältere arme Menschen oftmals 
nicht in den vollen Genuss ihrer Rechte. Dies kann an 
physischen Barrieren oder gesellschaftlichen Vorur-
teilen liegen, aber auch an der unzureichenden Um-
setzung der geltenden Menschenrechte, weil ihre 
Bedeutung für von Armut bedrohten älteren Men-
schen nicht hinreichend erkannt wird. Schutzlücken 
können schließlich auch deshalb bestehen, weil nicht 
klar ist, welchen menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen der Staat zur Bekämpfung und Vermeidung von 
Altersarmut unterliegt.

4.2 	 Unteilbarkeit der Menschenrechte
Rechtsbeeinträchtigungen durch Armut im Alter er-
folgen nicht nur bei wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechten, beispielsweise den Rechten auf 
Arbeit, soziale Sicherheit, Wohnen oder Gesundheits-
versorgung, sondern auch bei bürgerlichen und poli-
tischen Rechten, etwa dem Schutz vor Gewalt oder 
dem Wahlrecht älterer Menschen. 
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Wird ein Recht verletzt, werden meist auch andere 
Rechte beeinträchtigt. Können von Armut betroffene 
Personen beispielsweise ihr Recht auf Bildung nicht 
ausüben, kommt es oft auch zu Beeinträchtigungen 
ihrer Rechte auf politische Teilhabe. Diese gegen-
seitige Bedingtheit gilt auch bei der Verwirklichung 
von Menschenrechten: Teilhabe am politischen Le-
ben benötigt Teilhabe am wirtschaftlichen und sozi-
alen Leben und umgekehrt. Alle Menschenrechte des 
Einzelnen, auch älterer armer Menschen, zu achten, 
zu schützen und zu gewährleisten, ist Aufgabe des 
Rechtsstaates.

4.3 	 Diskriminierungsschutz, Partizipation 
und Inklusion
Zur Auslegung von Menschenrechten im Hinblick auf 
arme, ältere Personen sind auch die menschenrecht-
lichen Strukturprinzipien heranzuziehen. Dazu zählen 
der Grundsatz der Nichtdiskriminierung ebenso wie 
die Prinzipien der Partizipation, Autonomie und In-
klusion. Insbesondere ist es für die Entwicklung eines 
menschenrechtlichen Ansatzes von Relevanz zu un-
tersuchen, welche Gruppen einem besonders hohen 
Verletzungsrisiko ausgesetzt sind oder betroffen wer-
den können. Nach der Identifizierung der Gruppe mit 
verletzlichen Lebenslagen müssen Maßnahmen ent-
wickelt werden, wie diese Lebenslagen beseitigt oder 
verbessert werden können. Um diese Konzepte zur 
Verbesserung der Situation der betroffenen Gruppen 
zu entwickeln, müssen diese von Anfang an partizi-
pativ einbezogen werden, damit sie ihre Rechte aus-
üben können und nicht über sie bestimmt wird. Denn 
nur durch die Verbesserung der Strukturen und  den 
Abbau von Barrieren können Ältere von Armut betrof-
fene Personen an der Gesellschaft teilnehmen. Hier-
bei kommt es nicht immer oder nicht ausschließlich 
auf eine Verbesserung ihrer Einkommenssituation an. 
Auch ein inklusives Umfeld kann die autonome Teilha-
be an der Gesellschaft fördern und hierdurch auch zur 
Verbesserung der sozialen Teilhabe älterer Menschen 
mit einem Armutsrisiko führen.

4.4 	 Rechteinhaber statt Hilfeempfänger
Die Berufung auf die Menschenrechte bedeutet für 
den Einzelnen zudem, dass er sich als Rechtsträger 
besser gegen Menschenrechtsverletzungen zur Wehr 
setzen kann denn als Hilfeempfänger. Ein Paradig-
menwechsel hin zum Rechtsträger weg vom Hilfe-
empfänger führt für die von Armut Betroffenen zu 
mehr Mit- und Selbstbestimmung und Teilhabechan-
cen in der Gesellschaft.

4.5 	 Menschen in besonders verletzlichen 
Lebenslagen
Das Wechselspiel von Armut und Menschenrechts-
verletzungen birgt für einige Gruppen der Älteren ein 
besonders hohes Risiko, von Altersarmut betroffen zu 
sein. Frauen gelten als besonders vulnerable Gruppe. 
In vielen Diskussionen wurde deswegen die Aussage 
getroffen „Armut ist weiblich“. Diese trifft aufgrund 
von unterbrochenen Erwerbsverläufen vieler Frauen 
zu: Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit wegen län-
gerer Erziehungszeiten für Kinder oder Pflegezeiten 
für Angehörige oder hauptsächliche Beschäftigungen 
im informellen Sektor lassen nur geringere Renten-
leistungen erwarten. Der Erhalt von geringen Leistun-
gen kann aufgrund von Schamgefühlen oder anderen 
Faktoren in soziale Ausgrenzung und Isolation sowie 
Exklusion münden.

Die erhöhten Armutsrisiken von älteren Frauen sind 
mittlerweile Gegenstand der Debatte über die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, speziell für Al-
leinerziehende und Pflegende von Angehörigen. 
Das Altersarmutsrisiko ist heute vor allem für vie-
le Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund 
real,27 da diese Gruppen hauptsächlich im Niedrig-
lohnsektor beschäftigt sind und oft Teilzeitbeschäf-
tigungen nachgehen. Deutschland hat zwar mit der 
Grundsicherung eine Mindestversorgung eingeführt. 
Allerdings wirft der Diskurs rund um die privaten Zu-
satzrenten die Frage auf, wie Geringverdienerinnen 
und -verdiener ihre Beiträge zu privaten Zusatzren-
ten leisten sollen, um später sozial abgesichert zu sein 
und an der Gesellschaft teilnehmen zu können.

Besonders schwierig kann die Situation von älteren 
Menschen mit Behinderung sein. So sind sie häufig 
nicht in der Lage, Vorkehrungen für die eigene Alters-
vorsorge zu treffen, da sie teilweise gezwungen sind, 
persönliches Einkommen und Vermögen einzusetzen, 
bevor sie soziale Leistungen erhalten und damit nicht 
in der Lage sind, Vorkehrungen für die eigene Alters-
vorsorge zu treffen. Hinzu kommt, dass ihre Möglich-
keit an der Gesellschaft teilzuhaben, aufgrund von 
geringen Assistenzleistungen nur schwer zu verwirk-
lichen sind.
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5. 	Empfehlungen

Das Deutsche Institut für Menschenrechte empfiehlt

•	 in der neuen Legislaturperiode einen menschen-
rechtlichen Ansatz zu entwickeln, um wirksam 
gegen Altersarmut vorzugehen. Dazu sollten Stra-
tegien zur Vermeidung und Bekämpfung von Al-
tersarmut jetzt angegangen werden, um die 
vollständige Ausübung von Menschenrechten Äl-
terer in der Zukunft sicherzustellen. 

•	 Altersarmut in arbeitsmarktpolitischen, familien-
politischen, seniorenpolitischen und rentenpoli-
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